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Entscheidungsdatum

07.09.2020
Norm

AsylG 2005 83
AVG 813 Abs7
B-VG Art133 Abs4
VwWGVG §17
VwWGVG §28 Abs1
VwWGVG §31 Abs1
Spruch

1408 2234530-1/7E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Dr. Harald NEUSCHMID als Einzelrichter Uber die Beschwerde
von XXXX gegen den Bescheid des BFA, XXXX vom 30.06.2020, ZI. XXXX, beschlossen:

A)
Das Verfahren wird eingestellt.
B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

BEGRUNDUNG:

Mit der Eingabe vom 03.09.2020 zog der Beschwerdefihrer die Beschwerde gegen den oben angefihrten Bescheid
zurlick. Das Verfahren wird daher gemaf3 8 28 Abs 1 VWGVG eingestellt.

Mangels einer Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung iSd Art 133 Abs 4 B-VG ist die Revision nicht zuzulassen.

Rechtsmittelbelehrung:


file:///
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/28

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb von sechs Wochen ab Zustellung eine Beschwerde an den
Verfassungsgerichtshof und/oder eine ordentliche bzw. aullerordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof
erhoben werden. Fur die Abfassung und Einbringung einer Beschwerde bzw. einer Revision gilt Anwaltspflicht.

Zur Erhebung einer Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof ist berechtigt, wer sich durch die Entscheidung in
einem verfassungsgesetzlich gewahrleisteten Recht oder wegen Anwendung einer rechtswidrigen generellen Norm in
Rechten verletzt erachtet. Eine Revision ist zuldssig, wenn die Entscheidung von der Losung einer Rechtsfrage
grundsatzlicher Bedeutung abhangt.

Eine Beschwerde ist beim Verfassungsgerichtshof einzubringen. Eine Revision ist beim Bundesverwaltungsgericht

einzubringen. Soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, ist eine Eingabengebihr von € 240, -- zu entrichten.

Eine Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof und/oder eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof sind nicht
mehr zuldssig, wenn nach Verkindung oder Zustellung des Erkenntnisses oder Beschlusses ausdricklich darauf
verzichtet wurde. Der Verzicht auf die Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof ist bis zur Zustellung der
Ausfertigung des Erkenntnisses oder Beschlusses dem Bundesverwaltungsgericht, nach Zustellung der Ausfertigung
des Erkenntnisses oder Beschlusses dem Verfassungsgerichtshof schriftlich bekanntzugeben oder zu Protokoll zu
erklaren. Der Verzicht auf die Revision ist dem Bundesverwaltungsgericht schriftlich bekanntzugeben oder zu Protokoll
zu erklaren. Wurde der Verzicht nicht von einem berufsmaRigen Parteienvertreter oder im Beisein eines solchen

abgegeben, so kann er binnen drei Tagen schriftlich oder zur Niederschrift widerrufen werden.
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